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Exkurs: Wird über Kredite finanziert, muss der Zins mit verdient werden. 
Dieser wandert nicht als Gewinn in die Haushalte zurück, sondern wird 
z.T. zur Stärkung der Eigenkapitalbasis in den Unternehmen verbleiben, 
u.a. auch um fehlgeleitete Investitionen (ausfallende Kredite) 
auszugleichen. 
 
Fazit: In einer kreditfinanzierten Volkswirtschaft kann das Saysche 
Theorem nicht gelten, da die Summe der Löhne weniger ist als die Preise 
der Güter. 
 
 
Woran scheitert Keynes? 
Keynes hat solange funktioniert, solange man die Illusion hatte, dass es 
funktioniert. 
 
heute scheitert das Konzept: 
− wachsender Staatsverschuldung 
− zu hoher staatlicher Sektor 
− unkalkulierbarer Wirkungsverzögerung 
Erkennen  Entscheiden   Handeln  Wirkung  

− strukturverzerrende Maßnahmen (Globalsteuerung!) 
− keine Antwort auf stagflationäre Entwicklungen 
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Ursache der hohen Staatsschulden 
− nach dem Krieg rel. gering 
− ab 1967 "deficit-spending" 
− ab 1982 Rückgang der Staatsquote bis ca. 1987 
− ab 1990 Wiedervereinigung führt zu hoher Staatsverschuldung 
− für Wähler leicht zu ertragen 
− Individualismus und Soziale Sicherheit 
− Finanzkrise 
 
Gefahr von hohen Staatsschulden 
− spätere Generationen müssen die Schulden zurückzahlen 
− Zinsbelastungen nehmen überhand (kaum Manövriermasse) 
− Standortnachteil 
− hohe Zinsen (Crowding out) 
 
Die Erweiterung des Crowding-Out-Begriffs 
Nicht die Zinsveränderung ist entscheidend für eine Verdrängung der 
privaten Investitionen, sondern die Verschiebung der 
Ressourcenallokation in nichtproduktive und subventionierte Bereiche. 
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Kennzeichen einer Angebotspolitik 
Angebotspolitik = Neoliberale Politik = Neoklassizistische Politik = 
Monetarismus (Geldmengensteuerung) 
 
Seit 1976 vom Sachverständigenrat in die deutsche Wirtschaftspolitik 
eingebracht. 
 
1. Wachstumsschwäche hat ihre Ursache in Störungen der Angebotsseite 
2. Unterbeschäftigung liegt an unzureichenden Investitionen 
3. Nachfrage hängt in erster Linie von der Geldmenge ab! 
4. Instabilitäten liegen an staatlichen Eingriffen. 
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Fragen einer Modernen Fiskalpolitik? 
 
Konjunktur vernachlässigen! Gute Politik ist sowohl in Depressionen als 
auch in Boomphasen gut. 
 
Nicht die Konjunktur (im Sinne von Auslastung) ist entscheidend für eine 
Volkswirtschaft, sondern das Wirtschaftswachstum. 
 
Neoliberalismus als Schlagwort für eine Abkehr von Subventionen: 
Eigenheimzulage, Kilometerpauschale, Schwimmbäder, Theater, 
Verwaltungen, Stadtbauhöfe, Städtische Krankenhäuser 
 
Privatisierung möglichst vieler Bereiche! 
 
Die freiwerdenden Ressourcen werden produktiv eingesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

bittere Ironie?! 



 

 

Aus diesen Erkenntnissen ergeben sich Schlussfolgerungen: 
1. Zur Beseitigung von Wachstumsschwäche und damit 

Unterbeschäftigung müssen die Bedingungen des 
Angebotssektors deutlich verbessert werden. Produktion 
schafft Einkommen, Einkommen schafft Nachfrage. 

2. Investitionshemmnisse müssen beseitigt werden; 
Produktion und Investitionen müssen rentabel sein. 
"Investitionen müssen sich lohnen." Da hier 
insbesondere das Preis-Kosten-Verhältnis verantwortlich 
ist und die Preise unter Wettbewerbsbedingungen für den 
Anbieter marktgegeben sind, müssen die Kosten, z.B. die 
Lohnkosten, in einem angemessenem Verhältnis stehen. 

3. Steuerungen sollten über die Geldpolitik und nicht über 
die staatliche Fiskalpolitik erfolgen. Um einerseits 
eine ausreichende Liquidität und andererseits 
Geldwertstabilität sicherzustellen, hat sich die 
Geldmengenpolitik am Wachstumspotenzial der Wirtschaft 
zu orientieren. In enger Beziehung zur Forderung nach 
einer Geldmengenkontrolle steht die Forderungen nach 
flexiblen Wechselkursen, da durch sie die Gefahr 
importierter Inflation geringer wird. 

Die Betonung von Individualismus und Leistungsprinzip 
berührt auch die Gestaltung des sozialen Netzes. 
Angebotsorientierte Konjunkturpolitik wendet sich gegen 
eine zu weit gehende Einkommensumverteilung durch den 
Staat, da hierdurch Leistungsanreize verschüttet werden. 
 
Sofern die Geldpolitik einer unabhängigen Zentralbank 
übertragen wird, werden dem Staat vor allem folgende 
Aufgaben zugewiesen: 
• Beseitigung von Investitionshemmnissen. 
• Förderung privater Investitionstätigkeit und -

bereitschaft. 
• Stärkung der Antriebskräfte des Marktes durch Verzicht 

auf Interventionen sowie durch Abbau von Subventionen 
und leistungshemmenden Steuern. 

• Konsolidierung der Staatsfinanzen durch Abbau der 
Staatsverschuldung und die Bevorzugung investiver statt 
konsumtiver Ausgaben. 

Quelle: Hans-Jürgen Albers, u.a.: Volkswirtschaftslehre, 2. 
Auflage, Haan-Gruiten, 1997, S. 430f aus Bauer, Max u.a.: 

Volkswirtschaftslehre, Band 1 von Buchners Kolleg Wirtschaft und 
Recht, C.C. Buchner, Bamberg, 1. Auflage 2001 
 
Angebotsorientierung in der Kritik 
Eine Verbesserung der Gewinnsituation der Unternehmen 
erhöht zwar deren Investitionsfähigkeit, nicht jedoch 
zwangsläufig deren Investitionsbereitschaft. Investitionen 
werden nur bei genügend guten Ertragserwartungen 
vorgenommen. 
 
• Entscheidend für den Ertrag von Investitionen ist das 

Preis-Kosten-Verhältnis. Die angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik betont bei der 
Investitionsbereitschaft einseitig die Kosten der 
Investitionen. Ein angemessener Preis für das Produkt 
ist aber nur zu erzielen, wenn eine entsprechend große 
Nachfrage vorhanden ist. Investitionen lohnen sich aber 
nur, wenn auch Absatzchancen für das Produkt vorhanden 
sind. 

• Bei mangelnder Kapazitätsauslastung bzw. zu geringer 
Nachfrage ist die Neigung, Erweiterungsinvestitionen 
vorzunehmen, gering. Investitionsförderung führen in 
dieser Situation dazu, dass die Unternehmen 
Rationalisierungs- statt Erweiterungsinvestitionen 
durchführen und dadurch die Arbeitsplätze nicht 
vermehren, sondern vermindern. 

• Löhne sind nicht nur ein Kostenfaktor, sondern auch ein 
Nachfragefaktor. Steigende Löhne bewirken nicht nur 
steigende Kosten, sondern auch steigende Nachfrage. 

• Bei vorhandener Unterbeschäftigung führt eine 
Reduzierung der Staatsausgaben nicht zu sinkender, 
sondern zu steigender Arbeitslosigkeit. 

• Angebotspolitik gefährdet die zum Teil hart erkämpften 
sozial- und wohlfahrtsstaatlichen Strukturen und führt 
u.a. zu einer Umverteilung der Einkommen zugunsten der 
Besitzer von Produktivvermögen. 

• In einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik kommen 
Belange der Umwelt und des Umweltschutzes 
(umweltverträgliche Produkte und Produktionsverfahren) 
zu kurz. 

Quelle: Hans-Jürgen Albers u.a., a.a.O., S. 43



 

 

 



 

 

 
 
 



 

 

 

Gesetz über die Bildung eines  
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
 
Vom 14. August 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 685)  
in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über  
die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. November 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 633) - § 6 Abs. 1 -, und des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft,  
vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582), - § 6 Abs. 2. 
 
 
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:  

 
 

§ 1  
(1) Zur periodischen Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland und zur Erleich-  
terung der Urteilsbildung bei allen wirtschaftspolitisch verantwort- 
lichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit wird ein Rat von unabhängigen Sachverständigen gebildet. 
 
(2) Der Sachverständigenrat besteht aus fünf Mitgliedern, die über besondere wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse und volkswirt- 
schaftliche Erfahrungen verfügen müssen. 
 
 

§ 6  
(1) Der Sachverständigenrat erstattet jährlich ein Gutachten (Jahresgutachten) und leitet es der Bundesregierung bis zum  
15. November zu. Das Jahresgutachten wird den gesetzgebenden Körperschaften von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt und 
zum gleichen Zeitpunkt vom Sachverständigenrat veröffentlicht. Spätestens acht Wochen nach der Vorlage nimmt die Bundesregierung 
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften zu dem Jahresgutachten Stellung. In der Stellungnahme sind insbesondere die 
wirtschaftspolitischen Schlußfolgerungen, die die Bundesregierung aus dem Gutachten zieht, darzulegen. 

 
 



 

 

 



 

 

 

 



 

 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


